
Hundesteuersatzung der Stadt Geilenkirchen 
Vom 15.12.1972 

 
in der Fassung der Änderungssatzungen vom 18.12.1975, 03.07.1979, 
26.11.1980, 03.01.1996, 12.12.2001 und 14.12.2006  
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 1969 (GV. NRW. S. 656/SGV. 
NRW. 2020) und der §§ 3 und 20 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16. Juni 1970 (GV. NRW. S. 437) - SGV. NRW. 610 - 
hat der Rat der Stadt Geilenkirchen in seiner Sitzung am 13. September 1972 
folgende Satzung beschlossen:  
 
 
 

§ 2 
Steuermaßstab und Steuersatz 

 
Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem Hundehalter oder von mehreren Per-
sonen gemeinsam  
a) nur ein Hund gehalten wird 60,00 €,  
b) zwei Hunde gehalten werden 72,00 € je Hund und  
c) drei oder mehr Hunde gehalten werden 84,00 € je Hund.  
Hunde, für die Steuerfreiheit nach § 3 besteht, für die Steuerbefreiung nach § 4 
gewährt wird, sowie Hunde, die zum Bestand eines Zwingers nach § 6 oder zu den 
für gewerbliche Zwecke nach § 7 gehaltenen Tieren gehören, werden bei der Be-
rechnung der Anzahl der Hunde nicht berücksichtigt; Hunde, für die Steuerermäßi-
gung nach § 5 gewährt wird, werden mitgezählt.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hundesteuersatzung der Stadt Geilenkirchen 
Vom 15.12.1972 
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Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 1969 (GV. NRW. S. 656/SGV. 
NRW. 2020) in der zurzeit geltenden Fassung und der §§ 3 und 20 des Kom-
munalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 
1969 (GV. NRW. S. 712), in der zurzeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt 
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§ 2 
Steuermaßstab und Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem Hundehalter oder von mehreren 
Personen gemeinsam  
a) nur ein Hund gehalten wird 60,00 €,  
b) zwei Hunde gehalten werden 98,00 € je Hund,   
c) drei oder mehr Hunde gehalten werden 120,00 € je Hund, 
d) ein gefährlicher Hund gehalten wird 550,00 €, 
e) zwei oder mehr gefährliche Hunde gehalten werden 750,00 € je Hund. 
 
(2) Gefährliche Hunde im Sinne von Absatz 1 Buchstabe d und e sind solche  
Hunde, 
 

a) die auf Angriffslust oder Kampfbereitschaft oder Schärfe oder andere 
in der Wirkung gleichstehende Zuchtmerkmale gezüchtet werden 
oder die eine Ausbildung zum Nachteil des Menschen, zum Schutz-
hund oder eine Abrichtung auf Zivilschärfe begonnen oder abge-
schlossen haben. Als Ausbildung zum Schutzhund zählt nicht die 
von privaten Vereinen oder Verbänden durchgeführte so genannte 
Schutzdienst- oder Sporthundeausbildung, sofern keine Konditionie-
rung zum Nachteil des Menschen erfolgt; 

 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) die sich nach dem Gutachten des beamteten Tierarztes als bissig er-
wiesen haben;  
 

c) die in gefahrbedrohender Weise einen Menschen angesprungen ha-
ben; 
 

d) die bewiesen haben, dass sie unkontrolliert Wild, Vieh, Katzen oder 
Hunde hetzen oder reißen; 
 

Gefährliche Hunde im Sinne dieser Vorschrift sind insbesondere Hunde 
der Rassen 
 
1. Pitbull Terrier 
2. American Staffordshire Terrier 
3. Staffordshire Bullterrier 
4. Bullterrier 
5. Alano 
6. American Bulldog 
7. Bullmastiff 
8. Mastiff 
9. Mastino Espanol 
10. Mastino Napoletano 
11. Fila Brasileiro 
12. Dogo Argentino 
13. Rottweiler 
14. Tosa Inu 
 
sowie deren Kreuzungen untereinander sowie mit anderen Hunden. 

 
 
Hunde, für die Steuerfreiheit nach § 3 besteht, für die Steuerbefreiung nach § 4 
gewährt wird, sowie Hunde, die zum Bestand eines Zwingers nach § 6 oder zu den 
für gewerbliche Zwecke nach § 7 gehaltenen Tieren gehören, werden bei der Be-
rechnung der Anzahl der Hunde nicht berücksichtigt; Hunde, für die Steuerermäßi-
gung nach § 5 gewährt wird, werden mitgezählt.  
 
 
 
 



§ 4 
Steuerbefreiung 

 
Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für  
a) Diensthunde von Polizei-, Hilfspolizei und Zollbeamten, sowie von Dienstkräften 
der Ordnungsbehörden, wenn die Unterhaltungskosten im wesentlichen aus öf-
fentlichen Mitteln bestritten werden,  
 
b) Hunde, die von der Bundeswehr, vom Bundesgrenzschutz oder von den Statio-
nierungsstreitkräften gehalten werden,  
c) Hunde, die im Eigentum des Deutschen Roten Kreuzes, des Arbeitersamariter-
bundes, des Malteser-Hilfsdienstes, der Johanniter-Unfallhilfe, des Technischen 
Hilfswerkes oder des Bundesluftschutzverbandes stehen und ausschließlich zur 
Durchführung dieser Organisationen obliegenden Aufgaben gehalten werden,  
d) Hunde, die in Krankenhäusern, Heil- und Pflegeanstalten, Gefängnissen und 
ähnlichen Einrichtungen zur Durchführung der diesen obliegenden Aufgaben 
gehalten werden,  
e) Hunde, die von wissenschaftlichen Einrichtungen ausschließlich für wissen-
schaftliche Zwecke gehalten werden,  
f) Hunde, die von öffentlich bestelltem Wachpersonal für Wachzwecke gehalten 
werden,  
g) Gebrauchshunde von Forstbeamten und von Angestellten im Privatforstdienst, 
von Berufsjägern, von beauftragten Feld- und Forstaufsehern und von bestätigten 
Jagdaufsehern in der für den Forst-, Feld- oder Jagdschutz erforderlichen Anzahl,  
h) Blindenführhunde,  
i) Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der Hilfe blinder, tauber oder sonst 
hilfloser Personen dienen;  
die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhän-
gig gemacht werden,  
k) Gebrauchshunde, die ausschließlich zur Bewachung von Herden verwandt wer-
den,   
in der benötigten Anzahl,  
l) abgerichtete Hunde, die von Artisten oder Schaustellern für ihre Berufsarbeit 
benötigt werden.  
 

 
 
 
 

 
§ 4 

Steuerbefreiung 
 

Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für  
(1) a) Diensthunde von Polizei-, Hilfspolizei und Zollbeamten, sowie von Dienst-
kräften der Ordnungsbehörden, wenn die Unterhaltungskosten im wesentlichen 
aus öffentlichen Mitteln bestritten werden,  
b) Hunde, die von der Bundeswehr, vom Bundesgrenzschutz oder von den Statio-
nierungsstreitkräften gehalten werden,  
c) Hunde, die im Eigentum des Deutschen Roten Kreuzes, des Arbeitersamariter-
bundes, des Malteser-Hilfsdienstes, der Johanniter-Unfallhilfe, des Technischen 
Hilfswerkes oder des Bundesluftschutzverbandes stehen und ausschließlich zur 
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d) Hunde, die in Krankenhäusern, Heil- und Pflegeanstalten, Gefängnissen und 
ähnlichen Einrichtungen zur Durchführung der diesen obliegenden Aufgaben 
gehalten werden,  
e) Hunde, die von wissenschaftlichen Einrichtungen ausschließlich für wissen-
schaftliche Zwecke gehalten werden,  
f) Hunde, die von öffentlich bestelltem Wachpersonal für Wachzwecke gehalten 
werden,  
g) Gebrauchshunde von Forstbeamten und von Angestellten im Privatforstdienst, 
von Berufsjägern, von beauftragten Feld- und Forstaufsehern und von bestätigten 
Jagdaufsehern in der für den Forst-, Feld- oder Jagdschutz erforderlichen Anzahl,  
h) Blindenführhunde,  
i) Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der Hilfe blinder, tauber oder sonst 
hilfloser Personen dienen. Sonst hilflose Personen sind solche Personen, die 
einen Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen „B“, „BL“, „aG“, 
„GL“ oder „H“ besitzen.   
  
k) Gebrauchshunde, die ausschließlich zur Bewachung von Herden verwandt wer-
den,  in der benötigten Anzahl,  
l) abgerichtete Hunde, die von Artisten oder Schaustellern für ihre Berufsarbeit 
benötigt werden.  
 
(2) Für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Abs. 2 wird eine Steuerbefreiung 
nach  Abs. 1 nicht gewährt. 

 
 



§ 5 
Allgemeine Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte des Steuersatzes nach § 2 zu ermäßi-
gen für  
a) Hunde, die zur Bewachung von Gebäuden, welche von dem nächsten be-
wohnten Gebäude mehr als 200 m entfernt liegen, erforderlich sind,  
b) Hunde, die von zugelassenen Unternehmen des Bewachungsgewerbes oder 
von berufsmäßigen Einzelwächtern bei Ausübung des Wachdienstes benötigt 
werden,  
c) Hunde, die als Melde-, Sanitäts- oder Schutzhunde verwendet werden und die 
dafür vorgesehene Prüfung vor Leistungsprüfern eines von der Stadt anerkannten 
Vereins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Prüfung ist 
durch Vorlegen eines Prüfungszeugnisses nachzuweisen und die Verwendung des 
Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen.  
 
(2) Für Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen, welche von 
dem nächsten im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 m entfernt lie-
gen, erforderlich sind, ist die Steuer auf Antrag auf ein Viertel des Steuersatzes 
nach § 2 zu ermäßigen. 
  
(3) Für Personen, die Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27 – 40 SGB-XII), Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsminderung (§§ 41 – 46 SGB-XII) oder Arbeitslo-
sengeld II (§§19 – 27 SGB II) erhalten, sowie für diesen einkommensmäßig 
gleichstehende Personen, wird die Steuer auf Antrag auf ein Viertel des Steuer-
satzes nach § 2 ermäßigt, jedoch nur für einen Hund.  
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dafür vorgesehene Prüfung vor Leistungsprüfern eines von der Stadt anerkannten 
Vereins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Prüfung ist 
durch Vorlegen eines Prüfungszeugnisses nachzuweisen und die Verwendung des 
Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen.  
 
(2) Für Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen, welche von 
dem nächsten im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 m entfernt lie-
gen, erforderlich sind, ist die Steuer auf Antrag auf ein Viertel des Steuersatzes 
nach § 2 zu ermäßigen. 
  
(3) Für Personen, die Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27 – 40 SGB-XII), Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsminderung (§§ 41 – 46 SGB-XII) oder Arbeitslo-
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gleichstehende Personen, wird die Steuer auf Antrag auf ein Viertel des Steuer-
satzes nach § 2 ermäßigt, jedoch nur für einen Hund.  
 
(4) Für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Abs. 2 wird eine Steuerermäßi-
gung nach den  Absätzen  1 bis 3  nicht gewährt. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 



§ 10 
Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder - wenn die Steuerpflicht erst während 
des Kalenderjahres beginnt - für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt. 
  
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Festsetzungs-
bescheides für die zurückliegende Zeit und sodann halbjährlich am 15.02. und 
15.08. mit der Hälfte des Jahresbetrages fällig. Sie kann für das ganze Jahr im 
voraus entrichtet werden. Bis zum Zugehen eines neuen Festsetzungsbescheides 
ist die Steuer über das Kalenderjahr hinaus zu den gleichen Fälligkeitsterminen 
weiter zu entrichten. Endet die Steuerpflicht während des Halbjahres, so ist die zu 
viel gezahlte Steuer zu erstatten.  
 
(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde der Bundesrepublik versteuerten Hund 
erwirbt oder mit einem solchen Hund zuzieht oder wer anstelle eines abgeschaff-
ten abhanden gekommenen oder eingegangenen Hundes einen neuen Hund er-
wirbt, kann die Anrechnung der nachweislich bereits entrichteten, nicht erstatteten 
Steuer auf die für den gleichen Zeitraum zu entrichtende Steuer verlangen.  
 
 

§ 11 
Sicherung und Überwachung der Steuer 

 
(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen nach 
der Aufnahme oder - wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehalte-
nen Hündin zugewachsen ist -innerhalb von zwei Wochen nachdem der Hund drei 
Monate alt geworden ist, bei der Stadt anzumelden. In den Fällen des § 1 Abs. 3 
Satz 2 muss die Anmeldung innerhalb von zwei Wochen nach dem Tage, an dem 
der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden ist, und in den Fällen des § 9 
Abs. 3 Satz 1 innerhalb der ersten zwei Wochen des auf den Zuzug folgenden 
Monats erfolgen. 
  
(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei Wochen, nachdem er ihn 
veräußert oder sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund abhanden gekommen 
oder eingegangen ist oder nachdem der Halter aus der Stadt weggezogen ist, bei 
der Stadt abzumelden. Im Falle der Abgabe des Hundes an eine andere Person 
sind bei der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person anzugeben. 
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Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder - wenn die Steuerpflicht erst während 
des Kalenderjahres beginnt - für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt. 
  
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Festsetzungs-
bescheides für die zurückliegende Zeit und dann vierteljährlich am 15.Februar, 
15. Mai, 15. August und 15. November mit einem Viertel des Jahresbetrages 
fällig. Sie kann für das ganze Jahr im Voraus entrichtet werden.  
 
 
 
(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde der Bundesrepublik versteuerten Hund 
erwirbt oder mit einem solchen Hund zuzieht oder wer anstelle eines abgeschaff-
ten abhanden gekommenen oder eingegangenen Hundes einen neuen Hund er-
wirbt, kann die Anrechnung der nachweislich bereits entrichteten, nicht erstatteten 
Steuer auf die für den gleichen Zeitraum zu entrichtende Steuer verlangen.  
 
 

§ 11 
Sicherung und Überwachung der Steuer 

 
(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen nach 
der Aufnahme oder - wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehalte-
nen Hündin zugewachsen ist -innerhalb von zwei Wochen nachdem der Hund drei 
Monate alt geworden ist, unter Angabe der Hunderasse bei der Stadt 
anzumelden. In den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 muss die Anmeldung innerhalb 
von zwei Wochen nach dem Tage, an dem der Zeitraum von zwei Monaten 
überschritten worden ist, und in den Fällen des § 9 Abs. 3 Satz 1 innerhalb der 
ersten zwei Wochen des auf den Zuzug folgenden Monats erfolgen. 
  
(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei Wochen, nachdem er ihn 
veräußert oder sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund abhanden gekommen 
oder eingegangen ist oder nachdem der Halter aus der Stadt weggezogen ist, bei 
der Stadt abzumelden. Im Falle der Abgabe des Hundes an eine andere Person 
sind bei der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person anzugeben. 
(3) Grundstückseigentümer, Haushaltungs- und Betriebsvorstände und deren 
Stellvertreter sind verpflichtet, den Beauftragten der Stadt auf Nachfrage über die 



(3) Grundstückseigentümer, Haushaltungs- und Betriebsvorstände und deren 
Stellvertreter sind verpflichtet, den Beauftragten der Stadt auf Nachfrage über die 
auf dem Grundstück, im Haushalt oder Betrieb gehaltenen Hunde und deren Hal-
ter wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen. Zur wahrheitsgemäßen Auskunftsertei-
lung ist auch der Hundehalter verpflichtet.  
 
(4) Bei Durchführung von Hundebestandsaufnahmen sind die Grundstückseigen-
tümer, Haushaltungs- und Betriebsvorstände sowie deren Stellvertreter zur wahr-
heitsgemäßen Ausfüllung der ihnen vom Steueramt übersandten Nachweisungen 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist verpflichtet. Durch das Ausfüllen der Nach-
weisungen wird die Verpflichtung zur An- und Abmeldung nach den Absätzen 1 
und 2 nicht berührt.  
 
(5) Die Stadt übersendet mit dem Steuerbescheid oder mit der Bescheinigung über 
die Steuerbefreiung für jeden Hund eine Hundesteuermarke. Hundezüchter, die 
Zwingersteuer zahlen, erhalten nur eine, Hundehändler, die die Steuer nach § 7 
entrichten, nur zwei Steuermarken. Der Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner 
Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesitzes nur mit der sichtbar befestigten 
gültigen Steuermarke umherlaufen lassen. Der Hundehalter ist verpflichtet, den 
Beauftragten der Stadt die gültige Steuermarke auf Verlangen vorzuzeigen. Bis zur 
Übersendung einer neuen Steuermarke ist die bisherige Steuermarke zu befesti-
gen oder vorzuzeigen. Andere Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, 
dürfen dem Hund nicht angelegt werden. Bei Verlust der gültigen Steuermarke 
wird dem Hundehalter auf Antrag eine neue Steuermarke gegen Ersatz der Kosten 
ausgehändigt. 
 

§ 12 
Rechtsmittel und Zwangsmaßnahmen 

 
(1) Die Rechtsmittel gegen Steuerbescheide und sonstige Maßnahmen aufgrund 
dieser Satzung richten sich nach den Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsord-
nung vom 21. Januar 1960 (BGBl. I S. 17) und dem Gesetz zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung im Lande NW (AG.VwGO) vom 26. März 1960 (GV 
NW S. 47/SGV NW 303) in ihrer jeweiligen Fassung.  
 
(2) Für Zwangsmaßnahmen aufgrund dieser Satzung gilt das Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetz für das Land NW (VwVG NW) vom 23. Juli 1957 (GV NW S. 216/ 
SGV NW 2010) in seiner jeweiligen Fassung.  
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§ 12 a) 
Bußgeld 

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen Bestimmungen dieser 
Satzung können mit Bußgeld geahndet werden. Die Geldbuße beträgt mindestens 
2,50 €. Sie beträgt bei vorsätzlichen Zuwiderhandlungen höchstens 500,00 €, bei 
fahrlässigen Zuwiderhandlungen höchstens 250,00 €. Für das Verfahren gelten die 
Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung vom 
02.01.1975 (BGBl. I 1975, S. 80). Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne von § 
36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Gemeindedirektor.  
 

§ 14 
In-Kraft-Treten 

Die Hundesteuersatzung tritt am 01.01.1973 in Kraft. 

§ 12 a) 
Bußgeld 

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen Bestimmungen dieser 
Satzung können mit Bußgeld geahndet werden. Die Geldbuße beträgt mindestens 
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36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Bürgermeister.  
 

§ 14 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
Die Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 

Hundesteuersatzung  der Stadt Geilenkirchen vom 01.01.1973 außer Kraft. 
 


